
VI. Elektronische Demokratie 

Vorbemerkungen der Herausgeber 

Obwohl das Österreichische Parlament- http://www.parlament.gv.at
unter einem Domain-Namen im Bereich "government" zu finden ist, ge
bieten einerseits die inhaltliche Vielfalt der Parlamentsinformation und 
die unterschiedlichsten Kommunikationsformen, die verwendet werden, 
aber auch die Versuche zur Realisierung elektronischer Stimmabgabe als 
einer der anspruchsvollsten Transaktionsdienste andererseits, diesen Be
reich aus dem allgemeinen Begriff "eGovernment" herauszulösen und ge
sondert zu betrachten. 

Regelmäßige Wahlen der obersten Organe eines Staates durch die Be
völkerung gemäß den Wahlgrundsätzen der Unmittelbarkeit, der Allge
meinheit, der Freiheit und der Gleichheit ergeben sich aus dem demokra
tischen Prinzip. Soll nun neben der konventionellen Durchfiihrung auch 
im Internet gewählt werden können, müssen diese Grundsätze bei diesem 
Vorgang in gleicher Weise gewährleistet sein. In den folgenden Artikeln 
wird diese Problematik von verschiedenen Gesichtspunkten aus unter
sucht. 

In seinem Beitrag über die rechtliche Untersuchung von I-Voting 
zu allgemeinen Vertretungskörpern vor dem Hintergrund des 
Art 26 B-VG zeigt Schreiner die Hindernisse bei einer Subsumti
on des I-Voting unter die derzeit geltenden verfassungsrechtlichen 
Bestimmungen auf und sieht insbesondere durch das Fehlen des 
persönlichen Erscheinens vor der Wahlbehörde bei I-Wahlen die 
Zulässigkeit erst nach verfassungsrechtlichen Vorkehrungen ge
geben. 
Wolff widmet sich nicht nur der rechtlichen Seite, sondern be
rücksichtigt in seinem Erfahrungsbericht über den Aufbau eines 
E-Voting-Systems auch die inhaltlichen Anforderungen an elek
tronische Wahlsysteme und deren technische Realisierung und er
klärt die einzelnen Schritte und Komponenten, die beim elektroni
schen Wahlvorgang eingesetzt werden. 
Nachdem im Bereich der Hochschülerschaftswahlen in Österreich 
die rechtliche Grundlage für deren elektronische Durchführung 
geschaffen wurde, setzt sich Menzel mit den technischen Grund
lagen auseinander und stellt ein institutionelles Modell der Ge
waltentrennung vor, das mittels des Einsatzes blinder elektroni-
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scher Signaturen sowohl die vor der Stimmabgabe notwendige 
Verifikation der Identität des Wahlberechtigten gewährleistet als 
auch die zum Schutz des Wahlgeheimnisses notwendige Anony
mität während der Stimmabgabe garantiert. 

Grundlage jeder Wahlentscheidung ist die ausreichende Information der 
Wahlberechtigten. Die Parlamente setzten dazu schon frühzeitig (seit 
Mitte der 90er Jahre) auf die neuen Informations- und Kommunikations
dienste und sind im öffentlich Bereich die Vorreiter der "Internet-Ära". 

Schejbeck präsentiert in seinem Beitrag die Ergebnisse einer aktuellen 
Studie über den Stand der Nutzung des Internets durch die europäischen 
Parlamente und zeigt die mannigfältige Verbreitung verschiedenster In
halte auf deren WWW -Seiten, die weit über ein bloßes zur Verfügung
stellen der Dokumente des parlamentarischen Verfahren hinausgeht. 
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